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§ 4 IEV Überwachung von
wasserrechtlich nicht

bewilligungspflichtigen
Indirekteinleitungen

 IEV - Indirekteinleiterverordnung

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.08.2026

1. (1)In die Überwachung nicht bewilligungspflichtiger Indirekteinleitungen sind die Emissionsbegrenzungen für

maßgebliche gefährliche Abwasserinhaltsstoffe einschließlich der vom Kanalisationsunternehmen zugestandenen

Abweichungen, die mitgeteilte(n) Abwassermenge(n) oder der sie verursachende Wasserverbrauch, die Frachten

der maßgeblichen gefährlichen Abwasserinhaltsstoffe und die Schwellenwerte gemäß § 2 Abs. 2 und 3

einzubeziehen.

2. (2)Bei einer Indirekteinleitung gemäß Abs. 1 gelten – bezogen auf einen zweijährlichen Untersuchungszeitraum

und die mitgeteilte Abwassermenge – folgende Mindesthäufigkeiten der Überwachung:

1. 1.einmal im Rahmen der Fremdüberwachung bei einer Abwassermenge von nicht größer als 5 m3/d,

2. 2.zweimal im Rahmen der Fremdüberwachung bei einer Abwassermenge von größer als 5 m3/d, aber nicht

größer als 50 m3/d,

3. 3.fünfmal im Rahmen der Eigenüberwachung und einmal im Rahmen der Fremdüberwachung bei einer

Abwassermenge von größer als 50 m3/d.

Die Fremdüberwachung nach Z 1 bis 3 hat im Zeitraum einer hohen Belastung des Abwassers mit maßgeblichen

gefährlichen Inhaltsstoffen zu erfolgen; die Eigenüberwachung nach Z 3 ist in regelmäßigen Intervallen verteilt

über den gesamten zweijährlichen Untersuchungszeitraum durchzuführen. Eigenüberwachung und

Fremdüberwachung dürfen nicht durch ein- und dieselbe natürliche oder juristische Person durchgeführt

werden.

3. (2a)Von der Fremdüberwachung nach Abs. 2 Z 1 sind ausgenommen:

1. 1.Betriebe bzw. Anlagen gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 der Abwasseremissionsverordnung Getränke, BGBl. II

Nr. 159/2024, deren Tätigkeit das Herstellen, Verarbeiten und Abfüllen von Wein ist, dann, wenn sie weniger

als 50 000 Liter Wein pro Jahr produzieren;

2. 2.Betriebe oder Anlagen gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 der Abwasseremissionsverordnung Getränke, sofern

ausschließlich eine Herstellung von natürlichem Fruchtsaft (§ 1 Z 8 lit. a der Fruchtsaftverordnung, BGBl. II

Nr. 83/2004, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 206/2013) erfolgt und die installierte

Verarbeitungskapazität für natürliche Rohstoffe nicht größer ist als 100 Tonnen pro Jahr.

4. (3)Die Auswahl der maßgeblichen gefährlichen Abwasserinhaltsstoffe hat im Einvernehmen mit dem

Kanalisationsunternehmen zu erfolgen. Maßgeblich für die Überwachung ist ein gefährlicher

Abwasserinhaltsstoff, wenn er im Abwasser tatsächlich auftritt und bei ihm die Gefahr besteht, daß eine

verordnete Emissionsbegrenzung überschritten (nicht eingehalten) wird oder das Kanalisationsunternehmen
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seine wasserrechtliche Bewilligung nach § 32 WRG 1959 nicht einhalten kann.

5. (4)Die Probenahme hat bei einer mitgeteilten Abwassermenge von

1. 1.nicht größer als 5 m3/d als Stichprobe,

2. 2.größer als 5 m3/d, aber nicht größer als 50 m3/d als qualifizierte Stichprobe,

3. 3.größer als 50 m3/d entsprechend der für den Herkunftsbereich des Abwassers nach § 4 AAEV

maßgeblichen Verordnung

zu erfolgen. Probenkonservierung und Analyse sind nach den Methodenvorschriften der für den

Herkunftsbereich des Abwassers maßgeblichen Verordnung nach § 4 AAEV durchzuführen.

6. (5)Für die Einhaltung (Nichtüberschreitung) von Emissionsbegrenzungen gilt:

1. 1.Wird bei einer Überwachung gemäß Abs. 2 Z 1 oder 2 ein Meßwert für einen maßgeblichen gefährlichen

Abwasserinhaltsstoff ermittelt, der größer ist als die verordnete Emissionsbegrenzung, aber nicht größer als

deren 1,5faches, so ist die Messung zu wiederholen. Ist bei der Wiederholungsmessung der Meßwert nicht

größer als die verordnete Emissionsbegrenzung, so gilt die verordnete Emissionsbegrenzung als

eingehalten. Bei einer Überwachung gemäß Abs. 2 Z 3 sind die Bestimmungen betreffend die Einhaltung

(Nichtüberschreitung) einer verordneten Emissionsbegrenzung entsprechend der für den Herkunftsbereich

des Abwassers maßgeblichen Verordnung nach § 4 AAEV anzuwenden.

2. 2.Z 1 ist auch auf zugestandene Abweichungen von verordneten Emissionsbegrenzungen anzuwenden.

3. 3.Erklärt für einen Herkunftsbereich nach § 4 Abs. 2 AAEV die maßgebliche Abwasseremissionsverordnung

eine Methode zur mittelbaren (vereinfachten) Überwachung der Abwasserbeschaffenheit für zulässig, deren

Anwendung an das Unterschreiten einer Geringfügigkeitsschwelle gebunden ist, so kann diese Methode der

mittelbaren Überwachung der Abwasserbeschaffenheit für den Herkunftsbereich auch dann angewandt

werden, wenn die Geringfügigkeitsschwelle erreicht oder überschritten wird.

7. (5a)Bei einer wasserrechtlich nicht bewilligungspflichtigen Indirekteinleitung, insbesondere im Gastgewerbe, bei

der das fetthaltige Abwasser getrennt erfasst wird und vor Vereinigung mit anderem (Ab)Wasser über eine

ausreichend dimensionierte (Z 2 lit. b) Fettabscheideranlage bestehend aus Schlammfang und Fettabscheider

geleitet wird, gelten mit Zustimmung des Kanalisationsunternehmens nach Maßgabe des § 32b Abs. 1 WRG 1959

die Emissionsbegrenzungen für die Abwasserparameter schwerflüchtige lipophile Stoffe (SLS), pH-Wert,

absetzbare Stoffe, abfiltrierbare Stoffe und Temperatur der Anlage A Spalte II der Allgemeinen

Abwasseremissionsverordnung (AAEV) im Rahmen der Eigen- und Fremdüberwachung auch als eingehalten,

wenn

1. 1.mindestens eine monatliche, viertel- oder halbjährliche vollständige Entleerung und Reinigung gemäß dem

der Bemessung zugrunde gelegten Entsorgungsfaktor (schriftlich dokumentierte Herstellerangabe)

vorgenommen wird und eine vom Abwasser gesonderte Sammlung und Behandlung von Speise- und

Produktionsresten, Altölen und Altfetten, von sonstigen Rückständen aus der Speisen- oder

Produktzubereitung sowie von bei der Abwasserreinigung anfallenden Rückständen als Abfall (AWG 2002)

inkl. Dokumentation über entsprechende Entsorgungsnachweise vorgenommen wird und Kopien der

Entsorgungsnachweise der Fettabscheiderinhalte dem Kanalisationsunternehmen in zweijährlichen

Intervallen übermittelt werden,

2. 2.mindestens fünfjährlich eine Überprüfung der Fettabscheideranlage vor und nach der Entleerung und

Reinigung aller Anlagenteile durch eine(n) fachkundige(n) Unternehmung, Sachverständigen oder Anstalt

durchgeführt wird, im Zuge derer

1. a.die durch schriftliche Nachweise (zB Mitarbeiter-Schulungsnachweise, Betriebs- und Wartungsbuch,

…) belegte und im Lokalaugenschein bestätigte Einhaltung der guten Küchen- und Betriebspraxis in

Zusammenhang mit fetthaltigen Küchenabwässern,

2. b.die Dimensionierung gemäß ÖNORM EN 1825-2 von 2002-09-01, unter zusätzlicher Berücksichtigung

eines Entsorgungsfaktors auf die ermittelte Nenngröße von 1 bei monatlicher, 2 bei vierteljährlicher

und 4 bei halbjährlicher Entleerung,

3. c.die Übereinstimmung der errichteten Fettabscheideranlage mit den Ausführungsplänen und den

Dimensionierungsannahmen gemäß lit. b,

4. d.der ordnungsgemäße Betriebs- und Bauzustand (inkl. der Zu- und Ablaufleitungen),

5. e.die Übereinstimmung der Betriebspraxis mit den Projektannahmen gemäß lit. b und den Inhalten der
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Zustimmungserklärung des Kanalisationsunternehmens,

6. f.das Vorhandensein und die Plausibilität der Entsorgungsnachweise gem. Z. 1 über das Räumgut

(Übernahmescheine),

7. g.die vollständige und gewissenhafte Führung eines Betriebs- und Wartungsbuches,

8. h.die Behebung allfälliger, in der letzten fünfjährlichen Überprüfung festgestellter Mängel

geprüft und die Ergebnisse in einem detaillierten Bericht dokumentiert und in einem Ergebnisbericht für das

Kanalisationsunternehmen zusammengefasst werden und Kopien des detaillierten Berichts einmalig bei

Einholung der Zustimmungserklärung und in Folge die Ergebnisberichte dem Kanalisationsunternehmen in

höchstens fünfjährlichen Intervallen übermittelt werden,

3. 3.dem Kanalisationsunternehmen erstmalig bei der Einholung der Zustimmungserklärung und im Weiteren

gemeinsam mit den Nachweisen nach Z 1 in zweijährlichen Intervallen eine Bestätigung über einen

aufrechten Wartungsvertrag mit einer einschlägig tätigen Fachfirma übermittelt wird, die vom

Indirekteinleiter so auszuwählen ist, dass sie bereit und in der Lage ist, den Fettabscheider allgemein (auch

organisatorisch) zu betreuen bzw. betreuen zu lassen. Bei Vorliegen eines entsprechenden

Schulungsnachweises kann diese Aufgabe im Einzelfall auch durch eine zuverlässige und auf den

ordnungsgemäßen Betrieb und die Wartung einer Fettabscheideranlage eingeschulte Person

wahrgenommen werden.

Für Fettabscheideranlagen, für die zum Zeitpunkt der Einholung der Zustimmung noch kein entsprechender

detaillierter Bericht gemäß Z 2 vorliegt, ist dieser binnen zwei Jahren ab Zustimmung durch das

Kanalisationsunternehmen diesem nachzubringen.

1. (6)Für die Überwachung der Abwassermenge gilt:

1. 1.Wird bei einer Überwachung gemäß Abs. 2 Z 1 oder 2 eine Abwassermenge gemessen, die größer ist als

die mitgeteilte, aber nicht größer als deren 1,5faches, so ist die Messung zu wiederholen. Ist bei der

Wiederholungsmessung die gemessene Abwassermenge nicht größer als die mitgeteilte Abwassermenge, so

gilt diese als eingehalten.

2. 2.Bei einer Überwachung gemäß Abs. 2 Z 3 gilt die mitgeteilte Abwassermenge im Rahmen der

Eigenüberwachung als eingehalten, wenn bei fünf zeitlich aufeinanderfolgenden Messungen vier Meßwerte

nicht größer sind als die mitgeteilte Abwassermenge und lediglich ein Meßwert die mitgeteilte

Abwassermenge um nicht mehr als 50% überschreitet („4 von 5-Regel“). Wird bei bis zu viermal im

zweijährlichen Untersuchungszeitraum durchgeführter Fremdüberwachung gemäß Abs. 2 Z 3 eine

Abwassermenge ermittelt, die größer ist als die zugestandene, aber nicht größer als deren 1,5faches, so ist

die Messung zu wiederholen; ist bei der Wiederholungsmessung die gemessene Abwassermenge nicht

größer als die mitgeteilte, so gilt diese als eingehalten. Bei häufigerer Fremdüberwachung im zweijährlichen

Untersuchungszeitraum ist die „4 von 5-Regel“ anzuwenden.

3. 3.Bei Überwachung eines die Abwassereinleitung verursachenden Wasserverbrauches gilt die mitgeteilte

Wassermenge als eingehalten, wenn das arithmetische Mittel des Wasserverbrauches jener 30 Tage, die

dem Überwachungstag vorangegangen sind, kleiner ist als die mitgeteilte Wassermenge und kein Meßwert

die mitgeteilte Wassermenge um mehr als 50% überschreitet.

4. 4.Bei der Überwachung einer Einleitung von Niederschlagswasser gilt die in den Angaben nach Anlage C

ausgewiesene Niederschlagswassermenge als nicht überschritten, wenn die tatsächlich entwässerte Fläche

nicht größer ist als die mitgeteilte Fläche und ihre Oberflächenbeschaffenheit (Retentionsvermögen) nicht

wesentlich von den mitgeteilten Angaben nach Anlage C Z 12.2 abweicht.

2. (7)Bezugspunkt für die Einhaltung von

1. 1.verordneten Emissionsbegrenzungen für maßgebliche gefährliche Abwasserinhaltsstoffe einschließlich der

zugestandenen Abweichungen,

2. 2.mitgeteilte Abwassermengen und Stofffrachten,

3. 3.Mengenschwellen nach § 2 Abs. 2 oder 3

ist die Stelle der Abwassereinleitung in die Kanalisation.

3. (8)Für die Überwachung von Abwassermischungen gilt:

1. 1.Bei der Überwachung von Emissionsbegrenzungen für maßgebliche gefährliche Abwasserinhaltsstoffe

(einschließlich zugestandener Abweichungen) an einer Mischung von Abwässern, deren Teilströme
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verschiedenen Herkunftsbereichen des § 4 AAEV zugerechnet werden können, sind die §§ 4 Abs. 7 und 8

sowie 7 Abs. 7 AAEV anzuwenden.

2. 2.Die Schwellenwerte für die Frachten maßgeblicher gefährlicher Abwasserinhaltsstoffe gemäß § 2 Abs. 2

oder 3 beziehen sich bei einer Abwassermischung jeweils auf jene Herkunftsbereiche nach § 4 AAEV, denen

die Teilströme der Mischung zugerechnet werden können.

3. 3.Erfolgt die Einleitung eines Abwassers gemäß § 2 in die Kanalisation gemeinsam mit häuslichem Abwasser

oder mit Abwasser, dessen Beschaffenheit nicht mehr als geringfügig von der Beschaffenheit des häuslichen

Abwassers abweicht, so sind die verordneten Emissionsbegrenzungen für die maßgeblichen gefährlichen

Inhaltsstoffe einschließlich der zugestandenen Abweichungen, die Stofffrachten und die mitgeteilte

Abwassermenge sowie die maßgeblichen Schwellenwerte nach § 2 Abs. 2 oder 3 vor Vermischung mit

derartigem Abwasser einzuhalten.

4. (9)Der Schwellenwert gemäß § 2 Abs. 2 oder 3 für die Fracht eines maßgeblichen gefährlichen

Abwasserinhaltsstoffes darf nur insoweit überschritten werden, als es sich zufolge der Anwendung von Abs. 5

und 6 ergibt.
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